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Publizierende Stelle 
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Einladung zur ordentlichen Generalversammlung 
Peach Property Group AG

Betroffene Organisation:  
Peach Property Group AG 
CHE-101.066.456 
Neptunstrasse 96 
8032 Zürich 

Angaben zur Generalversammlung:  
24.05.2023, 14:00 Uhr, Park Hyatt Zürich, Beethoven-Strasse 21, 8002 Zürich 
(Türöffnung 13.30 Uhr) 

Einladungstext/Traktanden:  
Traktanden (Kurzfassung) 

1. Genehmigung Geschäftsbericht für das Geschäftsjahr 2022 mit Lagebericht und 
Jahresrechnung der Peach Property Group AG sowie Konzernrechnung 

2. Konsultativabstimmung über den Vergütungsbericht 2022 

3. Verwendung des Bilanzergebnisses 2022 

4. Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung 

4.1 Reto Garzetti, Verwaltungsratspräsident 

4.2 Peter Bodmer, Mitglied des Verwaltungsrats 

4.3 Dr. Christian De Prati, Mitglied des Verwaltungsrats 

4.4 Kurt Hardt, Mitglied des Verwaltungsrats 

4.5 Klaus Schmitz, Mitglied des Verwaltungsrats 

4.6 Dr. Thomas Wolfensberger, Chief Executive Officer 

4.7 Thorsten Arsan, Chief Financial Officer 



4.8 Dr. Andreas Steinbauer, Head of Letting and Sales 

5. Partielle Statutenänderungen 

5.1 Anpassung der Bestimmungen zum bedingten Kapital 

5.2 Ersatz der Bestimmungen zum bisherigen genehmigten Kapital durch ein 
Kapitalband 

5.3 Anpassungen im Zusammenhang mit Aktionärsrechten und der Vorbereitung und 
Durchführung der Generalversammlung 

5.4 Anpassungen im Zusammenhang mit dem Verwaltungsrat 

5.5 Anpassungen der Bestimmungen zur Vergütung im Zusammenhang mit dem neuen 
Aktienrecht 

6. Kapitalherabsetzung durch Nennwertreduktion 

7. Wahlen der Mitglieder des Verwaltungsrats (Einzelwahl) und des Präsidenten 
des Verwaltungsrats 

7.1.1 Reto Garzetti (Wiederwahl) 

7.1.2 Peter Bodmer (Wiederwahl) 

7.1.3 Dr. Christian De Prati (Wiederwahl) 

7.1.4 Kurt Hardt (Wiederwahl) 

7.1.5 Klaus Schmitz (Wiederwahl) 

7.2 Reto Garzetti als Präsidenten des Verwaltungsrats (Wiederwahl). 

8. Wahlen in den Vergütungsausschuss (Einzelwahl) 

8.1 Dr. Christian De Prati (Wiederwahl) 

8.2 Kurt Hardt (Wiederwahl) 

8.3 Klaus Schmitz (Wiederwahl) 

9. Wahl der Revisionsstelle (Wiederwahl) 

10. Wahl des unabhängigen Stimmrechtsvertreters (Wiederwahl) 

11. Genehmigung der gesamten Vergütung von Verwaltungsrat und 
Geschäftsleitung 

11.1 Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags der Vergütung des Verwaltungsrats 
(bis Generalversammlung 2024) 

11.2 Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags der erfolgsunabhängigen Vergütung 
der Geschäftsleitung (Geschäftsjahr 2024) 

11.3 Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags der erfolgsabhängigen Vergütung 
der Geschäftsleitung (Geschäftsjahr 2023)  

Ergänzende rechtliche Hinweise:  
Unterlagen 

Der Geschäftsbericht 2022 ist auf der Website https://www.peachproperty.com/de/ 
verfügbar (https://www.peachproperty.com/de/news/jahresberichte/).  

Anmeldung und Stimmerteilung 

Die stimmberechtigten Aktionärinnen und Aktionäre erhalten zusammen mit der 
Einladung zur Generalversammlung ein Anmeldeformular sowie ein 
Stimminstruktionsformular sowie eine Kurzanleitung für die elektronische Erteilung von 
Vollmachten und Weisungen an den unabhängigen Stimmrechtsvertreter mittels 
gvote.ch. 

Stimmberechtigt sind alle Aktionärinnen und Aktionäre, welche am 8. Mai 2023, 17.00 
Uhr, mit Stimmrecht im Aktienregister eingetragen sind. Ab diesem Zeitpunkt ist das 
Aktienregister geschlossen und Eintragungen sind bis zur Generalversammlung 2023 

https://www.peachproperty.com/de/
https://www.peachproperty.com/de/news/jahresberichte/


nicht mehr möglich. Im Falle eines (Teil-)Verkaufs aus dem auf der Zutrittskarte 
aufgeführten Aktienbestand ist der verkaufende Aktionär bzw. die verkaufende 
Aktionärin für diese Aktien nicht mehr stimmberechtigt.  

Vollmachten 

Aktionärinnen und Aktionäre, welche an der Generalversammlung nicht persönlich 
teilnehmen, können sich mittels schriftlicher Vollmacht durch einen Bevollmächtigten, 
welcher nicht selbst Aktionär sein muss, oder durch den unabhängigen 
Stimmrechtsvertreter, Dr. Daniel Ronzani, Ronzani Schlauri Anwälte, Signaustrasse 11, 
8008 Zürich, E-Mail ronzani@ronzani-schlauri.com, vertreten lassen. Vollmachten und 
Weisungen an den unabhängigen Stimmrechtsvertreter sind entweder postalisch 
zuzustellen oder über das elektronische Fernabstimmungssystem gvote.ch zu erteilen. 
Ohne ausdrückliche Weisung hat der unabhängige Stimmrechtsvertreter sich der Stimme 
zu enthalten. 

Vollmachten und Weisungen gelten ausschliesslich für die Generalversammlung vom 24. 
Mai 2023. 

ronzani@ronzani-schlauri.com
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Bisherige Statuten / Änderungen Neue Statuten 

Art. 3a 

Das Aktienkapital der Gesellschaft wird um maximal 

CHF 138'296'340 erhöht durch Ausgabe von höchs-

tens 4'609'878 voll zu liberierenden Namenaktien à 

nominal je CHF 30.--, davon  

a) bis zu einem Betrag von CHF 6'000'000 

durch Ausübung von Wandel- und/oder Op-
tionsrechten, welche Mitarbeitenden der 

Gesellschaft und von Konzerngesellschaf-

ten gewährt worden sind. Das Bezugsrecht 
und das Vorwegzeichnungsrecht der Aktio-

näre sind ausgeschlossen; 

b) bis zu einem Betrag von CHF 132'296'340 
zur Ausübung von Wandel- und/oder Opti-

onsrechten, die in Verbindung mit Wandel-

anleihen, Optionsanleihen, ähnlichen Obli-
gationen oder anderen Finanzmarktinstru-

menten der Gesellschaft oder von Konzern-

gesellschaften eingeräumt werden. Das 
Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlos-

sen. 

Das Vorwegzeichnungsrecht der Aktionäre für die 
Wandel- und/oder Optionsrechte kann durch Be-

schluss des Verwaltungsrates ausgeschlossen wer-

den, wenn solche Obligationen bzw. Finanzmarktin-

strumente ausgegeben werden zum Zwecke 

(i) des Erwerbs oder (z.B. im Fall einer Aktien-

platzierung) der Finanzierung des Erwerbs 
von Grundstücken durch die Gesellschaft 

oder eine Gruppengesellschaft; 

Art. 3a 

Das Aktienkapital der Gesellschaft wird um maximal 

CHF 138'296'340 erhöht durch Ausgabe von höchs-

tens 4'609'878 voll zu liberierenden Namenaktien à 

nominal je CHF 30.--, davon 

a) bis zu einem Betrag von CHF 6'000'000 

durch Ausübung von Wandel- und/oder Op-
tionsrechten, welche Mitarbeitenden der 

Gesellschaft und von Konzerngesellschaf-

ten gewährt worden sind. Das Bezugsrecht 
und das Vorwegzeichnungsrecht der Aktio-

näre sind ausgeschlossen; 

b) bis zu einem Betrag von CHF 132'296'340 
zur Ausübung von Wandel- und/oder Opti-

onsrechten, die in Verbindung mit Wandel-

anleihen, Optionsanleihen, ähnlichen Obli-
gationen oder anderen Finanzmarktinstru-

menten der Gesellschaft oder von Konzern-

gesellschaften eingeräumt werden. Das 
Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlos-

sen. 

Das Vorwegzeichnungsrecht der Aktionäre für die 
Wandel- und/oder Optionsrechte kann durch Be-

schluss des Verwaltungsrates ausgeschlossen wer-

den, wenn solche Obligationen bzw. Finanzmarktin-

strumente ausgegeben werden zum Zwecke 

(i) des Erwerbs oder (z.B. im Fall einer Aktien-

platzierung) der Finanzierung des Erwerbs 
von Grundstücken durch die Gesellschaft 

oder eine Gruppengesellschaft; 



Bisherige Statuten / Änderungen Neue Statuten 

(ii) der Übernahme oder (z.B. im Fall einer Akti-
enplatzierung) der Finanzierung der Über-

nahme von Unternehmen, Unternehmens-

teilen oder Beteiligungen durch die Gesell-

schaft oder eine Gruppengesellschaft; 

(iii) der Rückzahlung oder (z.B. im Fall einer Ak-

tienplatzierung) der Finanzierung zur Rück-
zahlung von Anleihen der Gesellschaft oder 

einer Gruppengesellschaft; 

(iii)(iv)der Beteiligung eines oder mehrerer strate-

gischen Partner; 

(iv)(v) der Begebung der Wandel- und/oder Opti-

onsanleihe zwecks Platzierung auf nationa-
len oder internationalen Kapitalmärkten zur 

strategischen Verbreiterung des Investoren-

kreises einschliesslich der Platzierung bei 
einem oder mehreren strategischen Part-

nern; 

(v)(vi) ihrer Festübernahme durch eine oder meh-
rere Banken mit anschliessendem öffentli-

chem Angebot. 

 
Soweit das Vorwegzeichnungsrecht gemäss Abs. 2 

Ziffer (i) und/oder gemäss Abs. 2 Ziffer (ii) und/oder 

gemäss Abs. 2 Ziffer (iii) und/oder gemäss Abs. 2 
Ziffer (iv) hiervor durch den Verwaltungsrat ausge-

schlossen wird, hat der Ausgabepreis der mit den 

Wandel- und/oder Optionsrechte zu erwerbenden 
Aktien den Marktbedingungen zu entsprechen und 

die Ausübungsfrist ist auf höchstens 10 Jahre zu 

beschränken. 

Soweit das Vorwegzeichnungsrecht gemäss Abs. 2 

Ziffer (iv)(v) und/oder gemäss Abs. 2 Ziffer (v)(vi) 

hiervor durch den Verwaltungsrat ausgeschlossen 
wird, sind die Anleihensobligationen zu Marktbedin-

gungen im Publikum zu platzieren und die Aus-

übungsfrist der Options- und/oder der Wandel-
rechte auf höchstens 10 Jahre ab dem Zeitpunkt der 

Anleihensobligationen anzusetzen. 

Der Erwerb der Namenaktien durch die Ausübung 
von Options- oder Wandelrechten und die weitere 

Übertragung der Namenaktien unterliegen den 

(ii) der Übernahme oder (z.B. im Fall einer Akti-
enplatzierung) der Finanzierung der Über-

nahme von Unternehmen, Unternehmens-

teilen oder Beteiligungen durch die Gesell-

schaft oder eine Gruppengesellschaft; 

(iii) der Rückzahlung oder (z.B. im Fall einer Ak-

tienplatzierung) der Finanzierung zur Rück-
zahlung von Anleihen der Gesellschaft oder 

einer Gruppengesellschaft; 

(iv) der Beteiligung eines oder mehrerer strate-

gischen Partner; 

(v) der Begebung der Wandel- und/oder Opti-

onsanleihe zwecks Platzierung auf nationa-
len oder internationalen Kapitalmärkten zur 

strategischen Verbreiterung des Investoren-

kreises einschliesslich der Platzierung bei 
einem oder mehreren strategischen Part-

nern; 

(vi) ihrer Festübernahme durch eine oder meh-
rere Banken mit anschliessendem öffentli-

chem Angebot. 

 
Soweit das Vorwegzeichnungsrecht gemäss Abs. 2 

Ziffer (i) und/oder gemäss Abs. 2 Ziffer (ii) und/oder 

gemäss Abs. 2 Ziffer (iii) und/oder gemäss Abs. 2 
Ziffer (iv) hiervor durch den Verwaltungsrat ausge-

schlossen wird, hat der Ausgabepreis der mit den 

Wandel- und/oder Optionsrechte zu erwerbenden 
Aktien den Marktbedingungen zu entsprechen und 

die Ausübungsfrist ist auf höchstens 10 Jahre zu 

beschränken. 

Soweit das Vorwegzeichnungsrecht gemäss Abs. 2 

Ziffer (v) und/oder gemäss Abs. 2 Ziffer (vi) hiervor 

durch den Verwaltungsrat ausgeschlossen wird, 
sind die Anleihensobligationen zu Marktbedingun-

gen im Publikum zu platzieren und die Ausübungs-

frist der Options- und/oder der Wandelrechte auf 
höchstens 10 Jahre ab dem Zeitpunkt der Anlei-

hensobligationen anzusetzen. 

Der Erwerb der Namenaktien durch die Ausübung 
von Options- oder Wandelrechten und die weitere 

Übertragung der Namenaktien unterliegen den 

Übertragungsbeschränkungen gemäss Art. 5 der 



Bisherige Statuten / Änderungen Neue Statuten 

Übertragungsbeschränkungen gemäss Art. 5 der 

Statuten. 

Options- oder Wandelrechte können nach Mass-

gabe des Verwaltungsrats schriftlich oder durch 
elektronische Mittel (z.B. per E-Mail) ausgeübt wer-

den. Dies gilt auch für den Verzicht auf die Aus-

übung dieser Rechte, wobei der Verzicht auch 

durch konkludentes Handeln erfolgen kann. 

Die Gesamtzahl der Namenaktien, welche nach 

dem 23. Mai 2023 (i) aus bedingtem Aktienkapital 
gemäss Art. 3a der Statuten unter Ausschluss der 

Vorwegzeichnungsrechte der Aktionäre sowie (ii) 

unter dem Kapitalband gemäss Art. 3b der Statuten 
unter Ausschluss der Bezugsrechte der Aktionäre 

ausgegeben werden, darf 2'067'249 Namenaktien 

nicht überschreiten. 
 

Statuten. 

Options- oder Wandelrechte können nach Mass-

gabe des Verwaltungsrats schriftlich oder durch 

elektronische Mittel (z.B. per E-Mail) ausgeübt wer-
den. Dies gilt auch für den Verzicht auf die Aus-

übung dieser Rechte, wobei der Verzicht auch 

durch konkludentes Handeln erfolgen kann. 

Die Gesamtzahl der Namenaktien, welche nach dem 

23. Mai 2023 (i) aus bedingtem Aktienkapital ge-

mäss Art. 3a der Statuten unter Ausschluss der Vor-
wegzeichnungsrechte der Aktionäre sowie (ii) unter 

dem Kapitalband gemäss Art. 3b der Statuten unter 

Ausschluss der Bezugsrechte der Aktionäre ausge-
geben werden, darf 2'067'249 Namenaktien nicht 

überschreiten. 

 

Art. 3b 

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, jederzeit bis zum 

30. April 2024 spätestens am 23. Mai 2026 inner-
halb der Obergrenze von CHF 872'174'850.-- und 

der Untergrenze von CHF 589'166'130.-- eine oder 

mehrere Kapitalerhöhungen und/oder Kapitalherab-
setzungen vorzunehmen (Kapitalband). Kapitaler-

höhungen und Kapitalherabsetzungen in Teilbeiträ-

gen sind zulässig. Wird das Aktienkapital um aus 
bedingtem Kapital erhöht, erhöhen sich die Ober- 

und Untergrenze des Kapitalbands entsprechend. 

Das Aktienkapital kann durch Kapitalerhöhungen 
innerhalb des Kapitalbands maximal um CHF 

252'000'000.-- durch Ausgabe von höchstens 

8'400'000 voll zu liberierenden Namenaktien mit ei-
nem Nennwert von je CHF 30.-- zu erhöhen. Erhö-

hungen auf dem Wege der Festübernahme oder in 

Teilbeträgen sind gestattet. oder durch Erhöhung 
des Nennwertes der ausgegebenen Aktien erhöht 

werden. Kapitalherabsetzungen können innerhalb 

des Kapitalbands im Umfang von maximal 
CHF 31'008'720 sowohl durch Vernichtung von 

1'033'624 Aktien mit einem Nennwert von je CHF 

30.-- oder durch entsprechende Herabsetzung des 
Nennwerts der ausgegebenen Aktien durchgeführt 

werden. Der jeweilige Ausgabebetrag die Anzahl 

Art. 3b 

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, jederzeit bis spä-

testens am 23. Mai 2026 innerhalb der Obergrenze 
von CHF 872'174'850.-- und der Untergrenze von 

CHF 589'166'130.-- eine oder mehrere Kapitalerhö-

hungen und/oder Kapitalherabsetzungen vorzuneh-
men (Kapitalband). Kapitalerhöhungen und Kapital-

herabsetzungen in Teilbeiträgen sind zulässig. Wird 

das Aktienkapital aus bedingtem Kapital erhöht, er-
höhen sich die Ober- und Untergrenze des Kapital-

bands entsprechend. 

Das Aktienkapital kann durch Kapitalerhöhungen in-
nerhalb des Kapitalbands maximal um 

CHF 252'000'000.-- durch Ausgabe von höchstens 

8'400'000 voll zu liberierenden Namenaktien mit ei-
nem Nennwert von je CHF 30.-- oder durch Erhö-

hung des Nennwertes der ausgegebenen Aktien er-

höht werden. Kapitalherabsetzungen können inner-
halb des Kapitalbands im Umfang von maximal 

CHF 31'008'720 sowohl durch Vernichtung von 

1'033'624 Aktien mit einem Nennwert von je CHF 
30.-- oder durch entsprechende Herabsetzung des 

Nennwerts der ausgegebenen Aktien durchgeführt 

werden. Der jeweilige Ausgabebetrag die Anzahl Ak-
tien, der Zeitpunkt der Dividendenberechtigung und 
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Aktien, der Zeitpunkt der Dividendenberechtigung 
und der Ausgabe, die Bedingungen der Bezugs-

rechtsausübung und die Art der Einlagen (ein-

schliesslich Barliberierung, Sacheinlage, Verrech-
nung und Umwandlung von Reserven oder eines 

Gewinnvortrags in Aktienkapital) werden vom Ver-

waltungsrat bestimmt. Dabei kann der Verwaltungs-
rat neue Aktien mittels Festübernahme durch eine 

Bank, ein Bankenkonsortium oder einen anderen 

Dritten und anschliessenden Angebots an die bis-
herigen Aktionäre oder an Dritte (sofern die Bezugs-

rechte der bisherigen Aktionäre aufgehoben sind 

oder nicht gültig ausgeübt werden) ausgeben. Der 
Erwerb der Namenaktien und die weitere Übertra-

gung der Namenaktien unterliegen den Eintra-

gungsbeschränkungen gemäss Art. 5 der Statuten. 
Das Der Verwaltungsrat ist berechtigt, das Bezugs-

recht der Aktionäre kann vom Verwaltungsrat ein-

geschränkt oder entzogen werden zu beschränken 
oder auszuschliessen und einzelnen Aktionären, 

der Gesellschaft oder Dritten zuzuweisen, zum 

Zwecke  

(i) des Erwerbs oder (z.B. im Fall einer Aktienplat-

zierung) der Finanzierung des Erwerbs von 

Grundstücken durch die Gesellschaft oder eine 

Gruppengesellschaft; 

(ii) der Übernahme oder (z.B. im Fall einer Aktien-

platzierung) der Finanzierung der Übernahme 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 

Beteiligungen oder von neuen Investitionsvorha-

ben durch die Gesellschaft oder eine Gruppen-

gesellschaft; 

(iii) der Beteiligung eines oder mehrerer strategi-

schen Partner; 

(iv) der Begebung von Pflichtwandelanleihen 

zwecks Platzierung auf nationalen oder interna-

tionalen Kapitalmärkten zur strategischen Ver-
breiterung des Investorenkreises einschliesslich 

der Platzierung bei einem oder mehreren strate-

gischen Partnern; 

(v) der Rückzahlung oder (z.B. im Fall einer Aktien-

platzierung) der Finanzierung zur Rückzahlung 

der Ausgabe, die Bedingungen der Bezugsrechts-
ausübung und die Art der Einlagen (einschliesslich 

Barliberierung, Sacheinlage, Verrechnung und Um-

wandlung von Reserven oder eines Gewinnvortrags 
in Aktienkapital) werden vom Verwaltungsrat be-

stimmt. Dabei kann der Verwaltungsrat neue Aktien 

mittels Festübernahme durch eine Bank, ein Ban-
kenkonsortium oder einen anderen Dritten und an-

schliessenden Angebots an die bisherigen Aktionäre 

oder an Dritte (sofern die Bezugsrechte der bisheri-
gen Aktionäre aufgehoben sind oder nicht gültig aus-

geübt werden) ausgeben. Der Erwerb der Namenak-

tien und die weitere Übertragung der Namenaktien 
unterliegen den Eintragungsbeschränkungen ge-

mäss Art. 5 der Statuten. 

 

 

Der Verwaltungsrat ist berechtigt, das Bezugsrecht 

der Aktionäre zu beschränken oder auszuschliessen 
und einzelnen Aktionären, der Gesellschaft oder 

Dritten zuzuweisen, zum Zwecke 

(i) des Erwerbs oder (z.B. im Fall einer Aktienplat-
zierung) der Finanzierung des Erwerbs von 

Grundstücken durch die Gesellschaft oder eine 

Gruppengesellschaft; 

(ii) der Übernahme oder (z.B. im Fall einer Aktien-

platzierung) der Finanzierung der Übernahme 

von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen oder von neuen Investitionsvorha-

ben durch die Gesellschaft oder eine Gruppen-

gesellschaft;  

(iii) der Beteiligung eines oder mehrerer strategi-

schen Partner;  

(iv) der Begebung von Pflichtwandelanleihen 
zwecks Platzierung auf nationalen oder interna-

tionalen Kapitalmärkten zur strategischen Ver-

breiterung des Investorenkreises einschliesslich 
der Platzierung bei einem oder mehreren strate-

gischen Partnern; 

(v) der Rückzahlung oder (z.B. im Fall einer Aktien-
platzierung) der Finanzierung zur Rückzahlung 
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von Anleihen der Gesellschaft oder einer Grup-

pengesellschaft. oder  

(vi) einer raschen und flexiblen Beschaffung von Ei-

genkapital im Rahmen einer nationalen und in-
ternationalen Platzierung von Aktien, welche 

ohne Beschränkung oder Ausschluss des Be-

zugsrechts nur schwer oder zu wesentlich 

schlechteren Bedingungen möglich wäre. 

Der Zeitpunkt der Ausgabe, der jeweilige Ausgabe-

betrag, die Art der Liberierung, der Zeitpunkt der Di-
videndenberechtigung sowie alle weiteren Ausgab-

ebedingungen der neuen Namenaktien werden 

vom Verwaltungsrat bestimmt.  
Nicht ausgeübte bzw. entzogene Bezugsrechte ste-

hen zur Verfügung des Verwaltungsrates, der diese 

im kann der Verwaltungsrat verfallen lassen, oder 
er kann diese bzw. Namenaktien, für welche Be-

zugsrechte eingeräumt, aber nicht ausgeübt wur-

den, zu Marktkonditionen platzieren oder anderwei-
tig im Interesse der Gesellschaft verwendet verwen-

den. 

Die neuen Namenaktien unterliegen den Übertra-

gungsbeschränkungen gemäss Art. 5 der Statuten. 

Der Verwaltungsrat ist im Rahmen dieses Kapital-

bands auch ermächtigt: (i) eine Kapitalerhöhung 
durch Umwandlung von freien Reserven in Aktien-

kapital vorzunehmen; (ii) Kapitalherabsetzungen 

durch Nennwertreduktion ein- oder mehrmals pro 
Jahr durchzuführen und den Herabsetzungsbetrag 

nach Anpassung der Statuten an die Aktionäre aus-

zuzahlen; (iii) im Falle einer Herabsetzung des Ak-
tienkapitals, soweit erforderlich, die Verwendung 

des Herabsetzungsbetrages zu bestimmen. Der 

Verwaltungsrat kann den Herabsetzungsbetrag 
auch zur teilweisen oder vollständigen Beseitigung 

einer Unterbilanz im Sinne von Art. 653p OR ver-

wenden oder im Sinne von Art. 653q OR das Ak-
tienkapital herabsetzen und gleichzeitig mindestens 

auf den bisherigen Betrag erhöhen. 

Nach einer Änderung des Nennwerts gemäss Art. 3b 
Abs. 2 bzw. 5 der Statuten ist der Verwaltungsrat er-

mächtigt, den Nennwert in den ganzen Statuten und 

die Anzahl der Aktien in Art. 3b Abs. 2 der Statuten 

von Anleihen der Gesellschaft oder einer Grup-

pengesellschaft oder  
(vi) einer raschen und flexiblen Beschaffung von Ei-

genkapital im Rahmen einer nationalen und in-
ternationalen Platzierung von Aktien, welche 

ohne Beschränkung oder Ausschluss des Be-

zugsrechts nur schwer oder zu wesentlich 

schlechteren Bedingungen möglich wäre. 

Nicht ausgeübte Bezugsrechte kann der Verwal-

tungsrat verfallen lassen, oder er kann diese bzw. 
Namenaktien, für welche Bezugsrechte eingeräumt, 

aber nicht ausgeübt wurden, zu Marktkonditionen 

platzieren oder anderweitig im Interesse der Gesell-

schaft verwenden. 

Der Verwaltungsrat ist im Rahmen dieses Kapital-

bands auch ermächtigt: (i) eine Kapitalerhöhung 
durch Umwandlung von freien Reserven in Aktienka-

pital vorzunehmen; (ii) Kapitalherabsetzungen durch 

Nennwertreduktion ein- oder mehrmals pro Jahr 
durchzuführen und den Herabsetzungsbetrag nach 

Anpassung der Statuten an die Aktionäre auszuzah-

len; (iii) im Falle einer Herabsetzung des Aktienkapi-
tals, soweit erforderlich, die Verwendung des Herab-

setzungsbetrages zu bestimmen. Der Verwaltungs-

rat kann den Herabsetzungsbetrag auch zur teilwei-
sen oder vollständigen Beseitigung einer Unterbilanz 

im Sinne von Art. 653p OR verwenden oder im Sinne 

von Art. 653q OR das Aktienkapital herabsetzen und 
gleichzeitig mindestens auf den bisherigen Betrag 

erhöhen. 

Nach einer Änderung des Nennwerts gemäss Art. 3b 
Abs. 2 bzw. 5 der Statuten ist der Verwaltungsrat er-

mächtigt, den Nennwert in den ganzen Statuten und 

die Anzahl der Aktien in Art. 3b Abs. 2 der Statuten 
entsprechend anzupassen, und alle neuen Namen-

aktien, die innerhalb des Kapitalbands ausgegeben 

werden, tragen den geänderten Nennwert. 

Die Gesamtzahl der Namenaktien, welche nach dem 

23. Mai 2023 (i) aus bedingtem Aktienkapital ge-

mäss Art. 3a der Statuten unter Ausschluss der Vor-
wegzeichnungsrechte der Aktionäre sowie (ii) unter 

dem Kapitalband gemäss Art. 3b der Statuten unter 
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entsprechend anzupassen, und alle neuen Namen-
aktien, die innerhalb des Kapitalbands ausgegeben 

werden, tragen den geänderten Nennwert. 

Die Gesamtzahl der Namenaktien, welche nach dem 
23. Mai 2023 (i) aus bedingtem Aktienkapital ge-

mäss Art. 3a der Statuten unter Ausschluss der Vor-

wegzeichnungsrechte der Aktionäre sowie (ii) unter 
dem Kapitalband gemäss Art. 3b der Statuten unter 

Ausschluss der Bezugsrechte der Aktionäre ausge-

geben werden, darf 2'067'249 Namenaktien nicht 

überschreiten. 

 

Ausschluss der Bezugsrechte der Aktionäre ausge-
geben werden, darf 2'067'249 Namenaktien nicht 

überschreiten. 

 

I. ORGANISATION DER GESELLSCHAFT 

a) Die Generalversammlung 

Art. 6  

Die Generalversammlung der Aktionäre ist oberstes 

Organ der Gesellschaft. Ihr stehen folgende, unüber-

tragbare Befugnisse zu: 

 

1. Festsetzung und Änderung der Statuten; 

2. Wahl und Abberufung des Präsidenten sowie 

der übrigen Mitglieder des Verwaltungsrates, 

der Mitglieder des Vergütungsausschusses, 
der Revisionsstelle und gegebenenfalls des 

Konzernprüfers sowie des unabhängigen 

Stimmrechtsvertreters; 

3. Genehmigung des Lageberichts und der Jah-

resrechnung (sowie gegebenenfalls der Kon-

zernrechnung); 

4. Beschlussfassung über die Verwendung des 

Bilanzgewinnes, insbesondere Festsetzung 

der Dividende und der Tantieme; 

5. Festsetzung der Zwischendividende und Ge-

nehmigung des dafür erforderlichen Zwischen-

abschlusses;  

6. Beschlussfassung über die Rückzahlung der 

gesetzlichen Kapitalreserve; 

5.7. die jährliche Genehmigung der maximalen Ge-
samtbeträge der Vergütungen für die Mitglieder 

III. ORGANISATION DER GESELLSCHAFT 

a) Die Generalversammlung 

Art. 6  

Die Generalversammlung der Aktionäre ist oberstes 

Organ der Gesellschaft. Ihr stehen folgende, unüber-

tragbare Befugnisse zu: 

 

1. Festsetzung und Änderung der Statuten; 

2. Wahl und Abberufung des Präsidenten sowie 

der übrigen Mitglieder des Verwaltungsrates, 

der Mitglieder des Vergütungsausschusses, 
der Revisionsstelle und gegebenenfalls des 

Konzernprüfers sowie des unabhängigen 

Stimmrechtsvertreters; 

3. Genehmigung des Lageberichts und der Jah-

resrechnung (sowie gegebenenfalls der Kon-

zernrechnung); 

4. Beschlussfassung über die Verwendung des 

Bilanzgewinnes, insbesondere Festsetzung 

der Dividende und der Tantieme; 

5. Festsetzung der Zwischendividende und Ge-

nehmigung des dafür erforderlichen Zwischen-

abschlusses;  

6. Beschlussfassung über die Rückzahlung der 

gesetzlichen Kapitalreserve; 
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des Verwaltungsrates und der Geschäftslei-

tung gemäss Art. 29 und 33 dieser Statuten; 

6.8.  Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsra-

tes; 

9.  Beschlussfassung über die die Dekotierung der 

Aktien der Gesellschaft; 

7.10. Beschlussfassung über alle Gegenstände, die 
der Generalversammlung durch das Gesetz 

oder die Statuten vorbehalten sind. 

Im Weiteren steht der Generalversammlung den 
Entscheid über die Dekotierung der Aktien der Ge-

sellschaft von der SIX Swiss Exchange oder deren 

Nachfolgeorganisation zu. Im Falle eines Dekotie-
rungsbeschlusses der Generalversammlung be-

stimmt der Verwaltungsrat den Zeitpunkt und die 

weiteren Modalitäten der Dekotierung im Einklang 
mit den anwendbaren börsenrechtlichen Regularien 

und Bestimmungen. 

Überdies fasst die Generalversammlung Beschluss 
über alle sonstigen Gegenstände, die der Verwal-

tungsrat oder ein anderes Organ der Gesellschaft ihr 

zum Entscheid unterbreiten. 

 

7. die jährliche Genehmigung der maximalen Ge-
samtbeträge der Vergütungen für die Mitglie-

der des Verwaltungsrates und der Geschäfts-

leitung gemäss Art. 29 und 33 dieser Statuten; 

8. Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsra-

tes; 

9. Beschlussfassung über die die Dekotierung 

der Aktien der Gesellschaft; 

10. Beschlussfassung über alle Gegenstände, die 

der Generalversammlung durch das Gesetz 

oder die Statuten vorbehalten sind. 

Im Falle eines Dekotierungsbeschlusses der Gene-

ralversammlung bestimmt der Verwaltungsrat den 
Zeitpunkt und die weiteren Modalitäten der Dekotie-

rung im Einklang mit den anwendbaren börsenrecht-

lichen Regularien und Bestimmungen. 

Überdies fasst die Generalversammlung Beschluss 

über alle sonstigen Gegenstände, die der Verwal-

tungsrat oder ein anderes Organ der Gesellschaft ihr 

zum Entscheid unterbreiten. 

 

Art. 7 

Die ordentliche Generalversammlung findet alljähr-

lich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des 
Geschäftsjahres statt. Ausserordentliche General-

versammlungen können jederzeit nach Bedarf ein-

berufen werden. 

Die Generalversammlung kann einberufen werden 

durch den Verwaltungsrat, die Revisionsstelle oder 

die Liquidatoren. Der Verwaltungsrat beruft eine Ge-
neralversammlung auch ein, wenn dies von Aktionä-

ren, die zusammen mindestens 5% einen Zehntel al-

ler Aktien oder Stimmrechte vertreten, unter Angabe 
des Verhandlungsgegenstandes und der Anträge 

schriftlich verlangt wird. 

Art. 7 

Die ordentliche Generalversammlung findet alljähr-

lich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des 
Geschäftsjahres statt. Ausserordentliche General-

versammlungen können jederzeit nach Bedarf ein-

berufen werden. 

Die Generalversammlung kann einberufen werden 

durch den Verwaltungsrat, die Revisionsstelle oder 

die Liquidatoren. Der Verwaltungsrat beruft eine Ge-
neralversammlung auch ein, wenn dies von Aktionä-

ren, die zusammen mindestens 5% aller Aktien oder 

Stimmrechte vertreten, unter Angabe des Verhand-
lungsgegenstandes und der Anträge schriftlich ver-

langt wird. 
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Der Verwaltungsrat bestimmt den Tagungsort der 
Generalversammlung und die Form der Durchfüh-

rung. Es können für eine Generalversammlung meh-

rere Tagungsorte festgelegt werden. 

Der Verwaltungsrat kann vorsehen, dass Aktionäre, 

die nicht am Ort der Generalversammlung anwe-

send sind, ihre Rechte auf elektronischem Weg aus-
üben können. Stattdessen kann der Verwaltungsrat 

auch auf die Festlegung eines Tagungsorts verzich-

ten und die Durchführung einer rein virtuellen Gene-

ralversammlung anordnen. 

 

Der Verwaltungsrat bestimmt den Tagungsort der 
Generalversammlung und die Form der Durchfüh-

rung. Es können für eine Generalversammlung meh-

rere Tagungsorte festgelegt werden. 

Der Verwaltungsrat kann vorsehen, dass Aktionäre, 

die nicht am Ort der Generalversammlung anwe-

send sind, ihre Rechte auf elektronischem Weg aus-
üben können. Stattdessen kann der Verwaltungsrat 

auch auf die Festlegung eines Tagungsorts verzich-

ten und die Durchführung einer rein virtuellen Gene-

ralversammlung anordnen. 

 

Art. 8 

Die Einberufung von Generalversammlungen erfolgt 
durch einmalige Publikation im Schweizerischen 

Handelsamtsblatt sowie schriftlich durch gewöhnli-

chen Brief unter Angabe der zu behandelnden Ge-
genstände und der gestellten Anträge an alle im Ak-

tienbuch eingetragenen Aktionäre, mindestens 20 

Tage vor dem Datum der Generalversammlung.  

Aktionäre, die zusammen mindestens 0.5% 3% aller 

Aktien oder Stimmrechte vertreten, können die Trak-

tandierung von Verhandlungsgegenständen oder die 
Aufnahme von Anträgen zu Verhandlungsgegen-

ständen verlangen, sofern das Traktandierungsge-

such entsprechende Gesuch unter Nennung der 
Verhandlungsgegenstände und/oder Anträge mit 

kurzer Begründung mindestens 45 Tage vor der Ge-

neralversammlung schriftlich bei der Gesellschaft 

eintrifft. 

Über Gegenstände, die nicht in dieser Weise ange-

kündigt worden sind, können keine Beschlüsse ge-
fasst werden. Davon ausgenommen sind Anträge 

auf Einberufung einer ausserordentlichen General-

versammlung, auf Durchführung einer Sonderprü-
fung und auf Wahl einer Revisionsstelle infolge eines 

Begehrens eines Aktionärs. Zur Stellung von Anträ-

gen im Rahmen der Verhandlungsgegenstände und 
zu Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf 

es keiner vorherigen Ankündigung. Darin einge-

schlossen sind erneute Anträge des Verwaltungsra-
tes auf Genehmigung der Vergütungen gemäss Art. 

Art. 8 

Die Einberufung von Generalversammlungen erfolgt 
durch einmalige Publikation im Schweizerischen 

Handelsamtsblatt sowie schriftlich durch gewöhnli-

chen Brief unter Angabe der zu behandelnden Ge-
genstände und der gestellten Anträge an alle im Ak-

tienbuch eingetragenen Aktionäre, mindestens 20 

Tage vor dem Datum der Generalversammlung.  

Aktionäre, die zusammen mindestens 0.5% aller Ak-

tien oder Stimmrechte vertreten, können die Trak-

tandierung von Verhandlungsgegenständen oder die 
Aufnahme von Anträgen zu Verhandlungsgegen-

ständen verlangen, sofern das entsprechende Ge-

such unter Nennung der Verhandlungsgegenstände 
und/oder Anträge mit kurzer Begründung mindes-

tens 45 Tage vor der Generalversammlung schrift-

lich bei der Gesellschaft eintrifft. 

Über Gegenstände, die nicht in dieser Weise ange-

kündigt worden sind, können keine Beschlüsse ge-

fasst werden. Davon ausgenommen sind Anträge 
auf Einberufung einer ausserordentlichen General-

versammlung, auf Durchführung einer Sonderprü-

fung und auf Wahl einer Revisionsstelle infolge eines 
Begehrens eines Aktionärs. Zur Stellung von Anträ-

gen im Rahmen der Verhandlungsgegenstände und 

zu Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf 
es keiner vorherigen Ankündigung. Darin einge-

schlossen sind erneute Anträge des Verwaltungsra-

tes auf Genehmigung der Vergütungen gemäss Art. 
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26 Abs. 5 dieser Statuten, wenn die Generalver-
sammlung die Genehmigung eines Gesamtbetrags 

verweigert hat. 

Bei Spätestens 20 Tage vor der Einberufung zur or-
dentlichen Generalversammlung ist zu erwähnen, 

dass sind den Aktionären der Geschäftsbericht und 

der Vergütungsbericht sowie der Bericht die Berichte 
der Revisionsstelle am Hauptsitz der Gesellschaft 

zur Einsichtnahme für die Aktionäre aufliegen. Jeder 

zugänglich zu machen. Sofern die Unterlagen nicht 
elektronisch zugänglich sind, kann jeder Aktionär 

kann verlangen, dass ihm unverzüglich eine Ausfer-

tigung dieser Unterlagen diese rechtzeitig zugestellt 

werden wird. 

Im Falle einer Universalversammlung im Sinne von 

Art. 701 des Schweizerischen Obligationenrechtes 
kann auf die Beachtung der vorgenannten Formvor-

schriften verzichtet werden. 

 

26 Abs. 5 dieser Statuten, wenn die Generalver-
sammlung die Genehmigung eines Gesamtbetrags 

verweigert hat. 

Spätestens 20 Tage vor der ordentlichen General-
versammlung sind den Aktionären der Geschäftsbe-

richt und der Vergütungsbericht sowie die Berichte 

der Revisionsstelle zugänglich zu machen. Sofern 
die Unterlagen nicht elektronisch zugänglich sind, 

kann jeder Aktionär verlangen, dass ihm diese recht-

zeitig zugestellt werden. 

 

Art. 10  

Jede Aktie berechtigt zu einer Stimme. 

Die Aktionäre können sich an der Generalversamm-

lung mittels schriftlicher Vollmacht durch einen an-
deren Aktionär, einen Dritten oder mittels schriftli-

cher oder elektronischer Vollmacht durch den unab-

hängigen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen.  

 

Art. 10 

Jede Aktie berechtigt zu einer Stimme. 

Die Aktionäre können sich an der Generalversamm-

lung mittels schriftlicher Vollmacht durch einen an-
deren Aktionär, einen Dritten oder mittels schriftli-

cher oder elektronischer Vollmacht durch den unab-

hängigen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen.  

 

b) Der Verwaltungsrat 

Art. 13 

Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei und 

maximal fünf Mitgliedern (inklusive Präsident).  

Die Verwaltungsratsmitglieder werden von der Ge-
neralversammlung einzeln für eine Amtsdauer von 

einem Jahr gewählt, wobei unter einem Jahr die Zeit 

bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Gene-
ralversammlung zu verstehen ist. Wiederwahl ist 

möglich. Wird ein Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit 

ersetzt, so tritt sein Nachfolger in dessen Amtszeit 

ein. 

b) Der Verwaltungsrat 

Art. 13 

Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei und 

maximal fünf Mitgliedern (inklusive Präsident).  

Die Verwaltungsratsmitglieder werden von der Ge-
neralversammlung einzeln für eine Amtsdauer von 

einem Jahr gewählt, wobei unter einem Jahr die Zeit 

bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Gene-
ralversammlung zu verstehen ist. Wiederwahl ist 

möglich. Wird ein Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit 

ersetzt, so tritt sein Nachfolger in dessen Amtszeit 

ein. 
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Aktionäre bzw. Aktionärsgruppen mit einem Aktien-
besitz von mehr als 15% des in Artikel 3 dieser Sta-

tuten aufgeführten Aktienkapitals haben ein verbind-

liches Vorschlagsrecht für einen Vertreter im Verwal-

tungsrat (Artikel 709 Abs. 2 OR). 

Der Verwaltungsrat bestimmt den Sekretär, der nicht 

Mitglied des Verwaltungsrates sein muss. 

 

Aktionäre bzw. Aktionärsgruppen mit einem Aktien-
besitz von mehr als 15% des in Artikel 3 dieser Sta-

tuten aufgeführten Aktienkapitals haben ein verbind-

liches Vorschlagsrecht für einen Vertreter im Verwal-

tungsrat (Artikel 709 Abs. 2 OR). 

 

Art. 16 

Der Verwaltungsrat hat folgende unübertragbare 

und unentziehbare Aufgaben: 

 

1. die Oberleitung der Gesellschaft und die Ertei-

lung der nötigen Weisungen; 

2. die Festlegung der Organisation; 

3. die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der 

Finanzkontrolle sowie der Finanzplanung, sofern 
diese für die Führung der Gesellschaft notwen-

dig ist; 

4. die Ernennung und Abberufung der mit der Ge-
schäftsführung und der Vertretung betrauten 

Personen und die Regelung ihrer Zeichnungsbe-

rechtigung; 

5. die Oberaufsicht über die mit der Geschäftsfüh-

rung betrauten Personen, namentlich im Hinblick 

auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Regle-

mente und Weisungen; 

6. die Erstellung des Geschäftsberichtes sowie die 

Vorbereitung der Generalversammlung und die 

Ausführung ihrer Beschlüsse; 

7. die Erstellung des Vergütungsberichtes; 

8. die Einreichung eines Gesuchs um Nachlass-
stundung und die Benachrichtigung des Richters 

Gerichts im Falle der Überschuldung; 

9. die Beschlussfassung über die nachträgliche 
Leistung von Einlagen auf nicht vollständig libe-

rierte Aktien; 

10. die Beschlussfassung über die Erhöhung des 
Aktienkapitals, soweit diese in der Kompetenz 

Art. 16  

Der Verwaltungsrat hat folgende unübertragbare 

und unentziehbare Aufgaben: 

 

1. die Oberleitung der Gesellschaft und die Ertei-

lung der nötigen Weisungen; 

2. die Festlegung der Organisation; 

3. die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der 

Finanzkontrolle sowie der Finanzplanung, so-
fern diese für die Führung der Gesellschaft not-

wendig ist; 

4. die Ernennung und Abberufung der mit der Ge-
schäftsführung und der Vertretung betrauten 

Personen und die Regelung ihrer Zeichnungs-

berechtigung; 

5. die Oberaufsicht über die mit der Geschäftsfüh-

rung betrauten Personen, namentlich im Hinblick 

auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Regle-

mente und Weisungen; 

6. die Erstellung des Geschäftsberichtes sowie die 

Vorbereitung der Generalversammlung und die 

Ausführung ihrer Beschlüsse; 

7. die Erstellung des Vergütungsberichtes; 

8. die Einreichung eines Gesuchs um Nachlass-
stundung und die Benachrichtigung des Ge-

richts im Falle der Überschuldung; 

9. die Beschlussfassung über die nachträgliche 
Leistung von Einlagen auf nicht vollständig libe-

rierte Aktien; 

10. die Beschlussfassung über die Erhöhung des 
Aktienkapitals, soweit diese in der Kompetenz 
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des Verwaltungsrates liegt sowie Beschlussfas-
sung über die Feststellung von Kapitalerhöhun-

gen, Kapitalherabsetzungen und daraus fol-

gende Statutenänderungen; 

11. die Prüfung der fachlichen Voraussetzungen der 

besonders befähigten Revisoren für die Fälle, in 

welchen das Gesetz den Einsatz solcher Revi-

soren vorsieht; 

12. die Bestimmung eines Interimsverwaltungsrats-

präsidenten, von Interimsmitgliedern des Vergü-
tungsausschusses sowie des unabhängigen 

Stimmrechtsvertreters ad interim jeweils für die 

Dauer bis zum Abschluss der nächsten ordentli-
chen Generalversammlung bei entsprechenden 

unterjährig auftretenden Vakanzen; 

13. Beschlussfassung über weitere Angelegenhei-
ten, welche das Gesetz zwingend dem Verwal-

tungsrat zuschreibt. 

 

des Verwaltungsrates liegt sowie Beschlussfas-
sung über die Feststellung von Kapitalerhöhun-

gen, Kapitalherabsetzungen und daraus fol-

gende Statutenänderungen; 

11. die Prüfung der fachlichen Voraussetzungen der 

besonders befähigten Revisoren für die Fälle, in 

welchen das Gesetz den Einsatz solcher Revi-

soren vorsieht; 

12. die Bestimmung eines Interimsverwaltungsrats-

präsidenten, von Interimsmitgliedern des Vergü-
tungsausschusses sowie des unabhängigen 

Stimmrechtsvertreters ad interim jeweils für die 

Dauer bis zum Abschluss der nächsten ordentli-
chen Generalversammlung bei entsprechenden 

unterjährig auftretenden Vakanzen; 

13. Beschlussfassung über weitere Angelegenhei-
ten, welche das Gesetz zwingend dem Verwal-

tungsrat zuschreibt. 
 

Art. 18 

Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn we-

nigstens Zweidrittel seiner Mitglieder anwesend ist 

an einer physischen oder mittels elektronischer Mit-
tel durchgeführten Sitzung anwesend sind. Kein Prä-

senzquorum ist erforderlich für die Beschlussfas-

sung über einen Kapitalerhöhungsbericht und für die 
Anpassungs- und Feststellungsbeschlüsse im Zu-

sammenhang mit Kapitalerhöhungen. Beschlüsse, 

die nach zwingendem Recht öffentlich zu beurkun-

den sind. 

Beschlüsse des Verwaltungsrates können auch auf 

dem Zirkularweg (einschliesslich Telefax schriftlicher 
Weg auf Papier oder E-Mail in elektronischer Form 

mit oder ohne Unterschrift) mit Zustimmung der ein-

fachen Mehrheit aller Verwaltungsräte getroffen wer-
den, sofern nicht ein Mitglied mündliche Beratung 

verlangt. 

Beschlüsse werden durch die Mehrheit der stimmen-
den Verwaltungsratsmitglieder gefasst, sofern für 

wichtige Beschlussfassungen im Organisationsreg-

lement kein höheres Quorum oder Einstimmigkeit 

Art. 18  

Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn we-

nigstens Zweidrittel seiner Mitglieder an einer physi-

schen oder mittels elektronischer Mittel durchgeführ-
ten Sitzung anwesend sind. Kein Präsenzquorum ist 

erforderlich für die Beschlussfassung über einen Ka-

pitalerhöhungsbericht und für Beschlüsse, die nach 

zwingendem Recht öffentlich zu beurkunden sind. 

 

 

Beschlüsse des Verwaltungsrates können auch auf 

dem Zirkularweg (schriftlicher Weg auf Papier oder 

in elektronischer Form mit oder ohne Unterschrift) 
mit Zustimmung der einfachen Mehrheit aller Ver-

waltungsräte getroffen werden, sofern nicht ein Mit-

glied mündliche Beratung verlangt. 

Beschlüsse werden durch die Mehrheit der stimmen-

den Verwaltungsratsmitglieder gefasst, sofern für 

wichtige Beschlussfassungen im Organisationsreg-
lement kein höheres Quorum oder Einstimmigkeit 

vorgesehen wird. Im Falle von Stimmengleichheit 

hat der Vorsitzende den Stichentscheid. 
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vorgesehen wird. Im Falle von Stimmengleichheit 

hat der Vorsitzende den Stichentscheid. 

 

 

Art. 20 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrates darf aus-
serhalb der Gesellschaft und ihren Konzerngesell-

schaften insgesamt höchstens fünfzehn Mandate in 

den obersten Leitungs- oder Verwaltungsorganen 
von nicht gemeinnützigen Rechtseinheiten mit wirt-

schaftlichem Zweck ausüben, die verpflichtet sind, 

sich ins Handelsregister oder in ein entsprechendes 
ausländisches Register eintragen zu lassen, davon 

höchstens fünf Mandate in Rechtseinheiten, deren 

Beteiligungspapiere an einer Börse kotiert sind. 

Die Anzahl der Mandate in anderen, nicht unter Ab-

satz 1 dieses Artikels fallenden Rechtseinheiten ist 

beschränkt auf fünfzehn.  

Mandate und Anstellungen in miteinander verbunde-

nen Unternehmen resp. die in Ausübung der Funk-

tion als Mitglied des obersten Leitungs- oder Verwal-
tungsorgans ausgeübt werden, gelten als ein Man-

dat. 

Generell nicht unter die vorliegende Beschränkung 
fallen: Mandate bei Unternehmen, die durch die Ge-

sellschaft kontrolliert werden oder die Gesellschaft 

kontrollieren.;  

▪ Mandate, die ein Mitglied des Verwaltungs-

rates oder der Geschäftsleitung auf Anord-

nung der Gesellschaft oder von ihr kontrol-

lierten Gesellschaften wahrnimmt.  

Kurzfristige Überschreitungen aufgrund zeitlich un-

terschiedlichen Wahlen und Demissionen sind zu-

lässig. 

 

Art. 20  

Jedes Mitglied des Verwaltungsrates darf aus-
serhalb der Gesellschaft und ihren Konzerngesell-

schaften insgesamt höchstens fünfzehn Mandate in 

den obersten Leitungs- oder Verwaltungsorganen 
von nicht gemeinnützigen Rechtseinheiten mit wirt-

schaftlichem Zweck ausüben, davon höchstens fünf 

Mandate in Rechtseinheiten, deren Beteiligungspa-

piere an einer Börse kotiert sind. 

 

Die Anzahl der Mandate in anderen, nicht unter Ab-
satz 1 dieses Artikels fallenden Rechtseinheiten ist 

beschränkt auf fünfzehn.  

Mandate und Anstellungen in miteinander verbunde-
nen Unternehmen resp. die in Ausübung der Funk-

tion als Mitglied des obersten Leitungs- oder Verwal-

tungsorgans ausgeübt werden, gelten als ein Man-

dat. 

Generell nicht unter die vorliegende Beschränkung 

fallen Mandate bei Unternehmen, die durch die Ge-
sellschaft kontrolliert werden oder die Gesellschaft 

kontrollieren. 

 

 

Kurzfristige Überschreitungen aufgrund zeitlich un-

terschiedlichen Wahlen und Demissionen sind zu-

lässig.  
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Art. 24 

Jedes Mitglied der Geschäftsleitung darf ausserhalb 

der Gesellschaft und ihren Konzerngesellschaften 

insgesamt höchstens drei Mandate in den obersten 
Leitungs- oder Verwaltungsorganen von nicht ge-

meinnützigen Rechtseinheiten mit wirtschaftlichem 

Zweck ausüben, die verpflichtet sind, sich ins Han-
delsregister oder in ein entsprechendes ausländi-

sches Register eintragen zu lassen, übernehmen, 

davon höchstens ein Mandant in einer Rechtsein-
heit, deren Beteiligungspapiere an einer Börse ko-

tiert sind. 

Die Anzahl der Mandate in anderen Rechtseinheiten 
als unter Absatz 1 dieses Artikels fallenden Rechts-

einheiten ist beschränkt auf zehn. 

Mandate und Anstellungen in miteinander verbunde-
nen Unternehmen resp. die in Ausübung der Funk-

tion als Mitglied des obersten Leitungs- oder Verwal-

tungsorgans ausgeübt werden, gelten als ein Man-

dat. 

Generell nicht unter die vorliegende Beschränkung 

fallen: Mandate bei Unternehmen, die durch die Ge-
sellschaft kontrolliert werden oder die Gesellschaft 

kontrollieren.;  

▪ Mandate, die ein Mitglied des Verwaltungs-
rates oder der Geschäftsleistung auf Anord-

nung der Gesellschaft oder von ihr kontrol-

lieren Gesellschaften wahrnimmt. 

Die Annahme neuer Mandate bedarf der vorgängi-

gen Zustimmung des Verwaltungsrates. 

Kurzfristige Überschreitungen aufgrund zeitlich un-
terschiedlichen Wahlen und Demissionen sind zu-

lässig. 

Art. 24  

Jedes Mitglied der Geschäftsleitung darf ausserhalb 

der Gesellschaft und ihren Konzerngesellschaften 

insgesamt höchstens drei Mandate in den obersten 
Leitungs- oder Verwaltungsorganen von nicht ge-

meinnützigen Rechtseinheiten mit wirtschaftlichem 

Zweck ausüben, davon höchstens ein Mandant in ei-
ner Rechtseinheit, deren Beteiligungspapiere an ei-

ner Börse kotiert sind. 

 

Die Anzahl der Mandate in anderen Rechtseinheiten 

als unter Absatz 1 dieses Artikels fallenden Rechts-

einheiten ist beschränkt auf zehn. 

Mandate und Anstellungen in miteinander verbunde-

nen Unternehmen resp. die in Ausübung der Funk-

tion als Mitglied des obersten Leitungs- oder Verwal-
tungsorgans ausgeübt werden, gelten als ein Man-

dat. 

Generell nicht unter die vorliegende Beschränkung 
fallen Mandate bei Unternehmen, die durch die Ge-

sellschaft kontrolliert werden oder die Gesellschaft 

kontrollieren. 

 

 

 

Die Annahme neuer Mandate bedarf der vorgängi-

gen Zustimmung des Verwaltungsrates. 

Kurzfristige Überschreitungen aufgrund zeitlich un-
terschiedlichen Wahlen und Demissionen sind zu-

lässig. 

 

c) Vergütung der Geschäftsleitung 

Art. 30 

Unbefristete Verträge mit Mitgliedern der Geschäfts-

leitung, die den Vergütungen für die Mitglieder der 

Geschäftsleitung zugrunde liegen, dürfen keine Kün-
digungsfrist von mehr als zwölf Monaten vorsehen; 

c) Vergütung der Geschäftsleitung 

Art. 30 

Unbefristete Verträge mit Mitgliedern der Geschäfts-

leitung, die den Vergütungen für die Mitglieder der 

Geschäftsleitung zugrunde liegen, dürfen keine Kün-
digungsfrist von mehr als zwölf Monaten vorsehen; 



Bisherige Statuten / Änderungen Neue Statuten 

sind solche Verträge befristet, dürfen sie keine Lauf-

zeit von mehr als zwölf Monaten vorsehen.  

Die Vereinbarung von Konkurrenzverboten für die 

Zeit nach Beendigung eines Arbeitsvertrages ist zu-
lässig, soweit geschäftsmässig begründet. Zur Ab-

geltung eines solchen Konkurrenzverbots darf wäh-

rend höchstens zwölf Monaten eine Entschädigung 
ausgerichtet werden, deren Höhe pro Jahr den Be-

trag Durchschnitt der letzten drei Geschäftsjahre der 

vor Ausscheiden an dieses Mitglied ausbezahlten fi-

xen Vergütung Vergütungen nicht übersteigen darf. 

 

sind solche Verträge befristet, dürfen sie keine Lauf-

zeit von mehr als zwölf Monaten vorsehen.  

Die Vereinbarung von Konkurrenzverboten für die 

Zeit nach Beendigung eines Arbeitsvertrages ist zu-
lässig, soweit geschäftsmässig begründet. Zur Ab-

geltung eines solchen Konkurrenzverbots darf eine 

Entschädigung ausgerichtet werden, deren Höhe 
den Durchschnitt der letzten drei Geschäftsjahre der 

vor Ausscheiden an dieses Mitglied ausbezahlten 

Vergütungen nicht übersteigen darf. 

 

Art. 38 

Alle Mitteilungen der Gesellschaft an die Aktionäre 
erfolgen, soweit die Statuten nichts anderes vor-

schreiben, nach Wahl des Verwaltungsrates schrift-

lich durch gewöhnlichen Brief, in elektronischer 
Form, je an die im Aktienbuch zuletzt eingetragene 

Adresse des Aktionärs bzw. des Zustellungsbevoll-

mächtigten oder durch einmalige Publikation im 

Schweizerischen Handelsamtsblatt. 

Das Schweizerische Handelsamtsblatt ist das Publi-

kationsorgan der Gesellschaft. 

 

Art. 38 

Mitteilungen der Gesellschaft an die Aktionäre erfol-
gen, soweit die Statuten nichts anderes vorschrei-

ben, nach Wahl des Verwaltungsrates schriftlich 

durch gewöhnlichen Brief, in elektronischer Form, je 
an die im Aktienbuch zuletzt eingetragene Adresse 

des Aktionärs bzw. des Zustellungsbevollmächtigten 

oder durch einmalige Publikation im Schweizeri-

schen Handelsamtsblatt. 

Das Schweizerische Handelsamtsblatt ist das Publi-

kationsorgan der Gesellschaft. 
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